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Gemeinde

3684 St. Oswald

Verhandlungsschrift

über die Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde St. Oswald am 05.03.2010 im Sitzungssaal des Gemeindehauses St. Oswald 41.

Beginn: 20.00 Uhr       Ende: 22.00 Uhr

Die Sitzung war öffentlich und beschlussfähig.

Vorsitzender: Bgm. Leonhartsberger Ignaz
Von den Mitgliedern des Gemeinderates waren anwesend:


Entschuldigt abwesend:
Geschäftsführende Gemeinderäte:
Vize Bgm. Wurzer Norbert 

Kampleitner Karl
Gattinger Erwin

Leonhardsberger Franz
Rapolter Leopold
Pachschwöll Franz
Gemeinderäte:

Palmanshofer Gerhard
Leinmüller Leopold
Brandstätter Andreas
Kloimüller Rosemarie
Pöcksteiner Rosemarie

Schuster Gertrude

Sigl Gerhard

Ing. Eder Johann

Baumberger Leo
Wurzer-Weiringer Reinhard
Zöchlinger Gottfried

Undeutsch Karl
Schriftführer: AL Wimmer Johann
Tagesordnung:
1. Genehmigung des letzten Protokolls

2. Genehmigung des Gesellschaftsvertrages der Kommanditgesellschaft 

    „Infrastrukturverein & Co KG der Gemeinde St. Oswald“

3. Genehmigung der Statuten des Vereines zur Förderung der Infrastruktur der  

     Gemeinde St. Oswald

4. Hilber Christian u. Christa, Alpenblickstraße 10; Gemeindebeitrag für die 

     Solaranlage

5. Gebetsberger Andreas, Loseneggeramt 10; Gemeindebeitrag für die 

     Solaranlage

6. Rechnungsabschluss 2009

7. Vergabe der Bauführung zur Sanierung der Volksschule

Verlauf der Sitzung:
Von der ÖVP u. SPÖ Gemeinderatsfraktion werden nachstehend angeführte Dringlichkeitsanträge eingebracht und einstimmig nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen.
Bericht der Gebarungsprüfung durch den Prüfungsausschuss vom 03.03.2010
Sportunion, Sekt. Stockschützen; Gewährung eines Gemeindebeitrages

Ankauf einer PC-Ausstattung für die Volksschule
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1.)Der Bgm. stellt den Antrag auf Genehmigung des Protokolls der Sitzung von 11.12.2009.


Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt

Dem Sitzungsprotokoll ist die Stellungnahme der Raika betreffend Aufstellung eines Bankomaten anzuschließen.

3) Der Bürgermeister beantragt zu beschließen:
    Die Gründung des Vereines „Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald „ laut beiliegenden Statuten.

Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald

Statuten
§ 1

Name, Sitz, Zweigvereine und Tätigkeitsbereich

1. Der Verein führt den Namen: „Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald“.

2. Der Verein hat seinen Sitz in St. Oswald.

3. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt.

4. Der Tätigkeitsbereich des Vereins erstreckt sich auf das Gebiet des Bundeslandes

    Niederösterreich.

§ 2

Vereinszweck, Vereinstätigkeit und Mittel zur Verwirklichung des

Vereinsweckes

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im

    Sinne der Bundesabgabenordnung.

2. Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt:

a) die Verbesserung der Lebensqualität der Bürger

b) die Förderung der Heimatkunde und Heimatpflege sowie der Kultur

c) die Förderung von sportlichen Aktivitäten

§ 3

Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks

1. Der Vereinszweck soll durch die in den Absätzen 2 und 3 angeführten ideellen und

    materiellen Mittel erreicht werden.

2. Die materiellen Mittel werden insbesondere wie folgt aufgebracht:

a) Einnahmen aus Beitrittsgebühren und Mitgliedsbeiträgen

b) Subventionen

c) Sponsoring

d) Spenden, Sammlungen

e) Erträgnisse aus Veranstaltungen

f) Vermögensverwaltung

g) die Beteiligung an Gesellschaften, insbesondere an Kommanditgesellschaften,

    mit gleicher oder ähnlicher Zielsetzung.

3. Als ideelle Mittel dienen insbesondere:

a) Maßnahmen zur Erhaltung, Erneuerung und Verbesserung der Infrastruktur

b) Erarbeitung eines Ortsentwicklungskonzeptes

c) Planung und Durchführung baulicher Infrastrukturmaßnahmen

d) Erwerb von Liegenschaften samt Gebäuden

e) Erstattung von Vorschlägen zur Sanierung bestehender Gebäude

f) Sanierung bestehender oder neu zu erwerbender Gebäude

g) Errichtung neuer Gebäude

h) Maßnahmen zur Ortsbildverschönerung

i) Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung der Kulturlandschaft

j) Durchführung von Veranstaltungen, Vorträgen, Versammlungen und

   Diskussionsabenden
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§ 4

Arten der Mitgliedschaft

1. Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche Mitglieder, außerordentliche

    Mitglieder, Ehrenmitglieder und Mandatar-Mitglieder.

2. Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen.

    Ordentliche Mitglieder, die gleichzeitig Mitglieder des Gemeinderats der Gemeinde

    St. Oswald sind, haben im Rahmen des Vereins für die Dauer ihrer Zugehörigkeit

    zum Gemeinderat der Gemeinde St. Oswald den Status eines „Mandatar-

    Mitglieds“.

3. Außerordentliche Mitglieder sind solche, die die Vereinstätigkeit vor allem durch

    Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrages fördern.

4. Ehrenmitglieder sind Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den

    Verein ernannt werden. Letztere sind nicht zur Bezahlung von Beitrittsgebühren

    und Mitgliedsbeiträgen verpflichtet.

5. Jedes ordentliche Mitglied hat ein Stimmrecht.

§ 5

Erwerb der Mitgliedschaft

1. Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen sowie juristischen

    Personen werden, die dem Vereinszweck dienlich sein wollen.

2. Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern

    entscheidet der Vorstand endgültig durch einstimmigen Beschluss. Die Aufnahme

    kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden.

3. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstandes durch die

    Generalversammlung mit einstimmigem Beschluss.

4. Mitglieder des Gemeinderats der Gemeinde St. Oswald können jedoch durch

    bloße Beitrittserklärung Mitglieder des Vereins werden. Dazu ist ein Beschluss des

    Vorstandes nicht notwendig.

5. Vor Konstituierung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme von Mitgliedern

    durch die Vereinsgründer. Diese Mitgliedschaft wird erst mit der Konstituierung

    des Vereins wirksam.

§ 6

Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen durch deren

    Auflösung, weiters durch freiwilligen Austritt und durch Ausschluss. Die

    Vereinsmitgliedschaft derjenigen Mitglieder, die gleichzeitig Mitglieder des

    Gemeinderats der Gemeinde St. Oswald sind (Mandatar-Mitglied), endet mit deren

    Ausscheiden aus dem Gemeinderat grundsätzlich nicht; mit dem Wirksamwerden

    ihres Ausscheidens aus dem Gemeinderat der Gemeinde St. Oswald endet jedoch

   der Status als Mandatar-Mitglied.

2. Der Austritt kann jederzeit zum Ende eines Monats erfolgen. Er muss dem

    Vorstand mindestens einen Monat vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die

    Anzeige verspätet, so ist sie zum nächsten Austrittstermin wirksam. Für die

    Rechtzeitigkeit ist das Datum der Postaufgabe maßgeblich.

3. Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger

    schriftlicher Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als

    sechs Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die

    Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hievon

    unberührt.
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4. Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen

    Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens

    verfügt werden. Dafür ist ein einstimmiger Beschluss des Vorstands erforderlich.

    Gegen den Ausschluss ist die Berufung an die Generalversammlung zulässig, bis

    zu deren Entscheidung die Mitgliedsrechte ruhen.

5. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den in Abs. 4 genannten

    Gründen von der Generalversammlung über Antrag des Vorstandes beschlossen

    werden.

§ 7

Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen

    und die Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der

    Generalversammlung steht nur den ordentlichen Mitgliedern zu.

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern

    und alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und er Zweck des Vereins

    Schaden erleiden könnten. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der

    Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder

    sind zur pünktlichen Zahlung der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der

    von der Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet.

§ 8

Vereinsorgane

Organe des Vereins sind die Generalversammlung („Mitgliederversammlung“ gemäß

§ 5 Abs 2 VereinsG 2002), der Vorstand („Leitungsorgan“ gemäß § 5 Abs 3 VereinsG

2002) und zwei Rechnungsprüfer (gemäß § 5 Abs 5 VereinsG 2002)

§ 9

Die Generalversammlung

1. Die Generalversammlung ist am Sitz des Vereins einzuberufen.

2. Die ordentliche Generalversammlung findet jeweils binnen drei Monaten nach der

    konstituierenden Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde St. Oswald gemäß §

    96 NÖ Gemeindeordnung 1973, längstens aber in einem Abstand von 4 Jahren

    statt.

3. Eine außerordentliche Generalversammlung hat auf Beschluss des Vorstandes

    oder der ordentlichen Generalversammlung, oder auf schriftlich begründeten

    Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen der

    Rechnungsprüfer oder auf Beschluss der Rechnungsprüfer binnen vier Wochen   

    stattzufinden.

4. Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversamm- 

    lungen sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich, mit-    

    tels Telefax oder per E-Mail an die vom Mitglied dem Verein zuletzt bekannt gegebe-    

    ne Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse einzuladen. Die Anberaumung der 

    Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberu-

    fung erfolgt durch den Vorstand.

5. Anträge zur Generalversammlung sind mindestens drei Tage vor dem Termin der

    Generalversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen. Mit Zustimmung der

    Generalversammlung sind auch in dieser selbst gestellte Anträge zulässig.

6. Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung

    einer außerordentlichen Generalversammlung – können nur zu den Tagesord- 

    nungspunkten gefasst werden.

514
7. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt,

    stimmberechtigt sind nur die ordentlichen Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine

    Stimme. Juristische Personen werden durch einen Bevollmächtigten vertreten.

    Die Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied im Wege einer

    schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig.

8. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit der Hälfte aller stimmberechtigten

    Mitglieder (bzw. ihrer Vertreter Abs. 6) beschlussfähig. Sind weniger Mitglieder

    anwesend, so findet 30 Minuten später mit derselben Tagesordnung eine

    neuerliche Generalversammlung statt, die ohne Rücksicht auf die Anzahl der

    Erschienenen beschlussfähig ist.

9. Die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit

    einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen

    das Statut des Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen

    jedoch einer qualifizierten Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen

    Stimmen sowie der Zustimmung von zwei Drittel der Mandatar-Mitglieder.

10. Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Obmann, bei dessen

      Verhinderung sein Stellvertreter. Mangels eines Stellvertreters führt das an

      Jahren älteste anwesende Vorstandmitglied den Vorsitz.

11. Über jede Generalversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, welches den

      Mitgliedern zuzustellen ist.

§ 10

Aufgabenkreis der Generalversammlung

1. Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten:

a) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichtes und des

    Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer

b) Wahl, Bestellung und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes und der

    Rechnungsprüfer

c) Entlastung des Vorstandes

d) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für

    ordentliche und für außerordentliche Mitglieder

e) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft

f) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des

    Vereins

g) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung

    stehende Fragen

h) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Vorstandsmitgliedern und

    Rechnungsprüfern mit dem Verein

§ 11

Der Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus drei bis sieben Mitgliedern. Der Vorstand wählt aus

    seiner Mitte den Obmann, seinen Stellvertreter und den Schriftführer. Daneben

    können auch ein weiterer Stellvertreter des Obmanns, ein Stellvertreter des

    Schriftführers sowie ein Kassier und dessen Stellvertreter bestellt werden.

2. Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei

    Ausscheiden eines Mitgliedes das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares

    Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der

    nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen ist.

3. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf

    unvorhersehbar lange Zeit aus, ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet,

    unverzüglich eine außerordentliche Mitgliederversammlung zum Zweck der

    Neuwahl eines Vorstandes einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer

    handlungsunfähig oder nicht vorhanden sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das
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    die Notsituation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim

    zuständigen Gericht zu beantragen, der umgehend eine außerordentliche

    Mitgliederversammlung einzuberufen hat.

4. Die Funktionsdauer des Vorstandes beträgt vier Jahre. Eine Wiederbestellung

    (auch mehrfach) ist möglich.

5. Vorstandssitzungen werden vom Obmann, in dessen Verhinderung von seinem

    Stellvertreter, mangels eines Stellvertreters vom ältesten Vorstandsmitglied

    schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch dieser auf unvorhersehbar lange

    Zeit verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen.

6. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen wurden und

    mindestens die Hälfte von ihnen anwesend ist.

7. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit nicht

    nach Gesetz oder Satzung eine höhere Mehrheit erforderlich ist oder

    Einstimmigkeit gegeben sein muss. Bei Stimmengleichheit entscheidet die

    Stimme des Vorsitzenden.

8. Den Vorsitz führt der Obmann, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter.

    Mangels eines Stellvertreters führt das an Jahren älteste anwesende

    Vorstandsmitglied den Vorsitz.

9. Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs 4) erlischt die Funktion

    eines Vorstandsmitgliedes auch noch durch Enthebung und Rücktritt (Abs 10).

10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die

      Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktrittes des gesamten

      Vorstandes an die Mitgliederversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit

      Wahl bzw. Kooptierung eines Nachfolgers wirksam.

§ 12

Aufgabenkreis des Vorstandes

1. Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das „Leitungsorgan“ im Sinne

    des VereinsG 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten

     einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen

     insbesondere folgende Angelegenheiten:

     a) Führung der Geschäfte des Vereins und Vertretung des Vereins Dritten

         gegenüber

     b) Erstellung des Jahresvoranschlages sowie Abfassung des

         Rechenschaftsberichtes und des Rechnungsabschlusses

     c) Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden

         Rechnungswesens mit laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und

         Führung eines Vermögensverzeichnisses als Mindestfordernis

     d) Vorbereitung der Generalversammlung

     e) Einberufung der ordentlichen und außerordentlichen Generalversammlungen

     f) Verwaltung des Vereinsvermögens

     g) Aufnahme und Ausschluss von Vereinsmitgliedern

     h) Anstellung und Kündigung von Dienstnehmern des Vereins

§ 13

Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder

1. Der Obmann vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des

    Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des Obmannes und des

    Schriftführers. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verein

    bedürfen zu ihrer Gültigkeit außerdem der Genehmigung der

    Mitgliederversammlung.
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2. Der Obmann führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. Bei

    Gefahr im Verzug ist er berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den

    Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstandes fallen, unter

    eigener Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen. Diese bedürfen

    jedoch im Innenverhältnis der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige

    Vereinsorgan.

3. Der Schriftführer hat den Obmann bei der Führung der Vereinsgeschäfte zu

    unterstützen. Ihm obliegt die Führung der Protokolle der Generalversammlung und

    des Vorstandes.

4. Im Falle der Verhinderung (im Falle des Erlöschens der Funktion bis zur

    Neubestellung eines entsprechenden Funktionsträgers) treten an die Stelle des

    Obmannes und des Schriftführers ihre Stellvertreter, sofern für den Schriftführer

    ein solcher bestellt ist. Dies gilt auch für den Fall der Bestellung eines Kassiers

    und dessen Stellvertreters.

§ 14

Ehrenamtliche Tätigkeit

Die Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus und erhalten

dafür keine Vergütung.

§ 15

Die Rechnungsprüfer

1. Zwei Rechnungsprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von

    vier Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem

    Organ – mit Ausnahme der Mitgliederversammlung – angehören, dessen Tätigkeit

    Gegenstand der Prüfung ist.

2. Den Rechnungsprüfern obliegen die laufende Geschäftskontrolle sowie die

    Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit

    der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der Mittel. Sie haben

    jährlich der Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Überprüfung zu

    berichten.

§ 16

Das Schiedsgericht

1. In allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten entscheidet das

    vereinsinterne Schiedsgericht. Es ist eine Schlichtungseinrichtung im Sinne des

    VereinsG 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO.

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus fünf ordentlichen Vereinsmitgliedern

    zusammen. Es wird derart gebildet, dass jeder Streitteil innerhalb von 28 Tagen

    dem Vorstand zwei Mitglieder als Schiedsrichter namhaft macht. Der Vorstand

    entsendet ein Mitglied. Diese wählen mit Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden

    des Schiedsgerichtes.

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung bei Anwesenheit aller seiner

    Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen

    und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig.
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§ 17

Auflösung des Vereins

1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck

    einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung und nur mit

    Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden.

    Diese Mitgliederversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden

    ist – über die Liquidation zu beschließen. Insbesondere hat sie einen Liquidator

    zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem dieser das nach Abdeckung

    der Passiva verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat.

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten

    Vereinszweckes ist das verbleibende Vereinsvermögen für gemeinnützige,

    mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 34ff BAO zu verwenden.

3. Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen

    nach Beschlussfassung der zuständigen Vereinsbehörde (dzt.

     Bundespolizeidirektion bzw. Bezirksverwaltungsbehörde) schriftlich anzuzeigen.

     Er ist auch verpflichtet, die freiwillige Auflösung innerhalb derselben Frist in

     einem amtlichen Blatt zu verlautbaren.
Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.
2.) Der Bürgermeister beantragt zu beschließen:
1. Die Gründung der „Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG“ unter beherrschender Beteiligung der Gemeinde St. Oswald laut beiliegendem Gesellschaftsvertrag.

Gesellschaftsvertrag

der Kommanditgesellschaft

„Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG“

abgeschlossen zwischen dem
Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald, 3684 St. Oswald 41, 

und der

Gemeinde St. Oswald, 3684 St. Oswald 41, 

wie folgt:

1. Firma

Die Gesellschaft führt die Firma

Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG 

2. Sitz

Sitz der Gesellschaft ist St. Oswald.

3. Gegenstand des Unternehmens

3.1 Zum Gegenstand des Unternehmens zählen:

a) der Erwerb, das Pachten, das Mieten und Leasen sowie das Veräußern, das Ver-

     pach​​ten, das Vermieten oder Verleasen von beweglichen oder unbeweglichen Gü-

     tern des Anlagevermögens wie Liegenschaften, Superädifikate, Geschäftsräumlich-         

     keiten, Geschäftslokale, Garagen, Fahrzeugen aller Art und  dergleichen;
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b) die Übernahme, die Verwertung und die Übertragung von Baurechten sowie von 

    Rechten zur Errichtung von Superädifikaten, der Erwerb von anderen dinglichen Nut-

    zungsrechten an Liegenschaften und die Planung und Durchführung von Bauprojek-

    ten aller Art;

c) die Errichtung, die Instandhaltung und –setzung, die Wartung sowie die Betreuung 

    und Verwaltung aller infrastrukturellen Einrichtungen und Anlagen,die für die jeweili-

    gen Immobilienprojekte erforderlich oder sinnvoll sind;

d) die Immobilienverwaltung;

e) überhaupt der Betrieb, die Übernahme und die Vermittlung aller Geschäfte,

    die mit dem Gesellschaftszweck in Verbindung stehen.

3.2 Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, im In- und Ausland Zweigniederlassungen zu 

      errichten, sich an anderen Unternehmen mit gleichem oder ähnlichem Unterneh-

      mensgegenstand im In- und Ausland zu beteiligen, solche Unternehmen zu erwer-

      ben, zu errichten und zu veräußern, sowie alle Geschäfte einschließlich Interes-

      sensgemeinschaften einzugehen, die geeignet oder sinnvoll sind, mittelbar oder un-

      mittelbar die Interessen der Gesellschaft zu fördern.

3.3 Vom Unternehmensgegenstand sind allerdings Bankgeschäfte im Sinne des §

      1 Abs 1 BWG in der aktuellen Fassung ausgeschlossen.

3.4 Die Aktivitäten der Gesellschaft im Rahmen des beschriebenen Unternehmensge-

      genstandes sind auf Gewinn gerichtet. In der Gewinnerzielung besteht der Haupt-

      zweck. Die Gesellschafter streben zumindest mittelfristig marktübliche Renditen vom 

      eingesetzten Kapital an.

4. Gesellschafter, Einlagen, Beteiligungsverhältnisse

4.1. Persönlich haftender Gesellschafter
4.1.1. Persönlich haftender Gesellschafter (Komplementär) ist der

          Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald.

4.1.2. Der persönlich haftende Gesellschafter Infrastrukturverein der Gemeinde St.

          Oswald bringt lediglich seine Arbeitskraft ein. Er ist zur Zahlung einer Einlage

          weder verpflichtet noch berechtigt.

4.1.3. Der persönlich haftende Gesellschafter ist nicht am Vermögen und Ertrag der

          Gesellschaft, insbesondere auch nicht am Good Will (Unternehmenswert)

          und an den stillen Reserven der Gesellschaft beteiligt. Er erhält nach

          Maßgabe dieses Vertrages eine Abgeltung für seine Geschäftsführungstätigkeit.

4.2. Kommanditistin
4.2.1. Kommanditistin ist die Gemeinde St. Oswald.

4.2.2. Die Kommanditistin ist zur Leistung einer Geldeinlage in Höhe von € 1.000,-- 

          (in Worten: Euro eintausend) verpflichtet (bedungene Einlage). Diese Einlage ist 

          bei Anmeldung der Gesellschaft zum Firmenbuch auf  ein vom Komplementär zu 

          bezeichnendes Geschäftskonto zur Einzahlung zu bringen. Die Kommanditistin ist 

          ohne zeitliche Beschränkung berechtigt, weitere Geld- und/oder Sacheinlagen 

          einzubringen.
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4.2.3. Die Haftung der Kommanditistin gegenüber den Gläubigern der Gesellschaft

          ist mit dem Betrag von € 1.000,-- (in Worten: Euro eintausend) begrenzt.

4.2.4. Die Kommanditistin ist mit 100% (in Worten: einhundert Prozent) am Vermögen 

          der Gesellschaft, einschließlich der stillen Reserven und dem Good Will (Unter-

          nehmenswert), sowie am Verlust und Gewinn beteiligt.

4.2.5. Sämtliche Geldbewegungen wie zB Gewinne, Verluste, Zuschreibungen, Zinsen, 

          Entnahmen, Steuern etc. sind entsprechend den Richtlinien des Instituts Österrei-

          chischer Wirtschaftsprüfer (IWP RL 4) zu verbuchen.

5. Geschäftsführung und Vertretung

5.1. Der Komplementär führt die Geschäfte (vorbehaltlich der nachstehenden Be-

       stimmungen dieses Punktes 5.) und vertritt die Gesellschaft nach außen.

       Der Komplementär hat die Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines

       ordentlichen und gewissenhaften Unternehmers sowie nach den Grundsätzen der 

       Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu führen. Die Kommanditistin 

       wird nach Maßgabe ihrer Möglichkeiten die Geschäftsführung mit ihren sachlichen 

       und personellen Ressourcen unterstützen.

5.2. Soweit Auftragsvergaben durch die Gesellschaft den Bestimmungen des Bundes-

       vergabegesetzes unterliegen, sind solche Auftragsvergaben unter strikter Beach-

       tung dieser Vorschriften durchzuführen.

5.3. Der Komplementär hat spätestens zwei Monate vor Beginn des neuen Geschäfts-

       jahres das Budget für das kommende Geschäftsjahr aufzustellen und der Komman-

       ditistin zur Genehmigung vorzulegen. Gemeinsam mit dem Budget ist eine mittel- 

       fristige Finanzplanung für einen Zeitraum von 4 Jahren (einschließlich Budget) zu 

       erstellen und ebenfalls zur Genehmigung durch die Kommanditistin vorzulegen.

5.4. Der Komplementär darf im Innenverhältnis über Bankkonten der Gesellschaft nur 

       gemeinsam mit der Kommanditistin verfügen (dies umfasst auch die Einrichtung 

       und Auflösung solcher Bankkonten). Mit dem jeweiligen Kreditinstitut ist eine ent-

       sprechende Vereinbarung zu treffen und hat der Komplementär der Kommanditistin 

       bzw. einer von der Kommanditistin als Bankzeichnungsberechtiger namhaft ge-

       machte Person eine entsprechende rechtsgeschäftliche Zeichnungsvollmacht zur 

       gemeinsamen Verfügung über die Konten einzuräumen.

5.5 Folgende Geschäfte bedürfen im Vorhinein der Zustimmung durch die Kommandi-

      tistin (zustimmungspflichtige Geschäfte):

· Erwerb von Liegenschaften, Gebäuden oder sonstigen Bauwerken oder der Erwerb von Baurechten oder sonstigen Nutzungsrechten;

· Abschluss von Leasingverträgen;

· Veräußerung oder Belastung von Liegenschaften, Gebäuden oder

      sonstigen Bauwerken;

· Einräumung von Baurechten oder sonstigen Nutzungsrechten, einschließlich der Einräumung von Bestandrechten oder des Rechtes zur Errichtung eines Superädifikates, an Liegenschaften, Gebäuden oder sonstigen Bauwerken;

· Vergabe von Aufträgen im Rahmen des Budgets, wenn die Auftragssumme den Betrag von EUR 5.000,-- (Euro fünftausend)  überschreitet;

· Übernahme von Bürgschaften oder Schuldübernahmen;

· Geschäfte, die zu einer Überschreitung des Budgets führen;

· Aufnahme von Darlehen, Krediten oder Barvorlagen;
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· Anstellung von Personal;

· Bestellung eines Wirtschaftsprüfers;

· Bestellung von Geschäftsführern und Prokuristen;

· Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen, Unternehmen oder Betrieben sowie Eröffnung oder Schließung (Stilllegung) von Zweigniederlassungen, Unternehmen oder Betrieben;

· Verabschiedung der mittelfristigen Unternehmensplanung und des jeweiligen Jahresbudgets;

· Aufnahme oder Aufgabe von Geschäftszweigen sowie Festlegung der allgemeinen Grundsätze der Geschäftspolitik;

· Abschluss von Geschäften, die, würden diese durch die Kommanditistin selbst abgeschlossen, der Genehmigung durch die Gemeindeaufsichtsbehörde unterliegen;
· sonstige Geschäfte, die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehen oder von grundsätzlicher Bedeutung sind.

5.6 Dem Komplementär sind der Abschluss und die Durchführung zustimmungspflichti-

      ger Geschäfte ohne vorhergehende Zustimmung durch die Kommanditistin unter-

      sagt.

5.7 Die Kommanditistin hat das Recht, dem Komplementär in Bezug auf jedes Geschäft, 

      welcher Art auch immer (nicht nur in Bezug auf die zustimmungspflichtigen Geschäf-

      te), Weisungen zu erteilen und hat der Komplementär diesen Weisungen unverzüg-

      lich nachzukommen. Die Kommanditistin hat – umgekehrt – ferner das Recht, allen 

      Maßnahmen und Geschäften, die vom Komplementär in Aussicht oder Angriff ge-

      nommen werden, Widerspruch zu leisten. Im Falle des Widerspruches hat die Maß-

      nahme oder das Geschäft unverzüglich zu unterbleiben.

5.8 Die Gesellschafterversammlung kann beschließen, dass der Kommanditistin umfas-

      sende Handlungsvollmacht zur rechtsgeschäftlichen Vertretung der Gesellschaft 

      nach außen einzuräumen ist. In diesem Fall ist der Komplementär verpflichtet, eine 

      solche Vollmacht unverzüglich einzuräumen.

5.9 Darlehens- oder Kreditaufnahmen oder der Abschluss vergleichbarer Kreditgeschäf-

      te durch die Gesellschaft sind nur dann zulässig, wenn daneben die Gemeinde St. 

      Oswald gegenüber dem Kreditgeber die Haftung übernimmt und die Haftungsüber-

      nahme – soweit gesetzlich vorgesehen – durch die Gemeindeaufsichtsbehörde ge-

      nehmigt ist.

6. Kontrollrechte

6.1. Die Kommanditistin ist jederzeit berechtigt, Einsicht in die Bücher und Unterlagen 

       sowie in alle sonstigen geschäftlichen Aufzeichnungen, Geschäftspapiere und Do-

       kumente der Gesellschaft, insbesondere zur Prüfung der finanziellen Gebarung zu 

       nehmen und vom Komplementär jedwede Aufklärung und Information zur Ge-

       schäftsgebarung der Gesellschaft zu verlangen. Zur Ausübung dieser Rechte kann 

       sich die Kommanditistin auch fachkundiger Dritter, die zur beruflichen Verschwie-

       genheit verpflichtet sind, bedienen.

6.2. Die Gesellschaft räumt – auch wenn dazu keine unmittelbare gesetzliche Verpflich-

       tung besteht – den für die Prüfung und/oder Aufsicht über die Gemeinde zuständi-

       gen Organen des Landes Niederösterreich das Recht ein, die finanzielle Gebarung 

       der Gesellschaft, insbesondere die Einhaltung der Grundsätze der Sparsamkeit, 

       Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu prüfen und zu diesem Zwecke Einsicht in 

       die geschäftlichen Aufzeichnungen, Geschäftspapiere und sonstige Bezug haben-

       den Dokumente zu nehmen und verpflichtet sich, diesen Organen auf deren Ver-

       langen entsprechende Aufklärungen und Informationen zu erteilen.

521
7. Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr, Rechnungsabschluss

7.1. Das Geschäftsjahr beginnt mit der Eintragung der Gesellschaft im Firmenbuch und 

       endet am darauf folgenden 31. Dezember. Die folgenden Geschäftsjahre beginnen 

       am 1. Jänner und enden am folgenden 31. Dezember. Die Gesellschaft wird auf 

       unbestimmte Zeit errichtet.

7.2. Der geschäftsführende Komplementär hat binnen fünf Monaten nach Beendigung 

       des Geschäftsjahres den Rechnungsabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

       nung samt Anhang) für das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen, einen Vor-

       schlag für die Gewinnverteilung zu erstatten und diese der Gesellschafterversamm-

       lung zur Bewilligung vorzulegen.

7.3. Der Rechnungsabschluss wird von der Gesellschafterversammlung bewilligt

       und festgestellt.

8. Geschäftsführervergütung, Gewinn- und Verlustverteilung

8.1. Der Komplementär erhält eine gewinnunabhängige Geschäftsführervergütung in 

       Höhe seiner tatsächlich angefallenen und durch Belege nachgewiesenen Aufwen-

       dungen für die Gesellschaft, soweit diese nicht von der Gesellschaft direkt getragen 

       wurden (Aufwands- und Barauslagenersatz). Ein darüber hinausgehendes Entnah-

       merecht des Komplementärs besteht nicht.

8.2. Am Gewinn und Verlust der Gesellschaft ist alleine die Kommanditistin beteiligt.

9. Gesellschafterversammlung

9.1 Die Gesamtheit der Gesellschafter bildet die Gesellschafterversammlung. Die Ge-

      sellschaft hat jedes Jahr eine ordentliche Gesellschafterversammlung einzuberufen. 

      Die Gesellschafterversammlung hat am Sitz der Gesellschaft stattzufinden, es sei 

      denn, alle Gesellschafter sind mit der Durchführung der Gesellschafterversammlung 

      an einem anderen Ort einverstanden. Die Einladung ist unter Angabe der Tagesord-

      nung schriftlich mindestens fünf Tage vor dem Termin der Versammlung im Inland 

      zur Post zu geben.

9.2 Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt die Komplementärin oder ein 

      Vertreter, der von dieser beauftragt und bevollmächtigt wird.

9.3 Ist eine Gesellschafterversammlung fehlerhaft berufen, können Beschlüsse dennoch 

      gefasst werden, wenn alle Gesellschafter anwesend oder vertreten und mit der 

      Durchführung der Gesellschafterversammlung einverstanden sind.

9.4 Jeder Gesellschafter hat das Recht, sich in der Gesellschafterversammlung durch 

      einen anderen Gesellschafter, einen Steuerberater, Wirtschaftstreuhänder oder 

      Rechtsanwalt vertreten zu lassen. Die Vertretung setzt allerdings eine schriftliche 

      Vollmacht voraus, die unter Anführung der Tagesordnung zur Ausübung des Stimm-

      rechtes berechtigt.

9.5 Die Gesellschafter können Beschlüsse auch schriftlich im Umlaufwege fassen.

      Eine Abstimmung auf schriftlichem Wege ist allerdings nur dann zulässig, wenn sich 

      alle Gesellschafter mit der Abstimmung im schriftlichen Wege einverstanden erklä-

      ren.

10. Stimmrecht

10.1. Jeder Gesellschafter hat in der Gesellschafterversammlung Sitz und Stimme.
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10.2. Jedem Gesellschafter steht eine Stimme zu.

11. Bindung an Beschlüsse der Gemeindeorgane

11.1. Die Zustimmung der Kommanditistin zu Geschäftsführungsmaßnahmen gemäß 

         Punkt 5. sowie die Ausübung des Weisungsrechtes der Kommanditistin gemäß 

         Punkt 5.7. bedarf unbeschadet der Vorschriften der NÖ Gemeindeordnung 1973 in 

         der jeweils geltenden Fassung über die Zuständigkeit zur Vertretung der Gemein-

         de St. Oswald nach außen zu ihrer Wirksamkeit darüber hinaus der Beschlussfas-

         sung bzw. Zustimmung durch jenes Gemeindeorgan, das auf Grund der Bestim-

         mungen der NÖ Gemeindeordnung 1973 zur Beschlussfassung über bzw. die Zu-

         stimmung zu der betreffenden Geschäftsführungsmaßnahme zuständig wäre, 

         wenn die betreffende Geschäftsführungsmaßnahme von der Gemeinde selbst zu

         treffen wäre.

11.2. Die Genehmigung des Budgets gemäß Punkt 5.3., die Ausübung des Stimmrechts 

         in der Gesellschafterversammlung sowie die Aufkündigung der Gesellschaft oder 

         jede Änderung des Gesellschaftsvertrages bedarf in jedem Fall unbeschadet der 

         Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung 1973 über die Zuständigkeit zur Vertre-

         tung der Gemeinde nach außen auch der Beschlussfassung durch den Gemeinde-

         rat.

11.3. Die Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung 1973 über die interne Zuständigkeit 

         der Gemeindeorgane, sowie allfällige interne Zuständigkeitsordnungen der Ge-

         meinde St. Oswald sowie allfällige Genehmigungsvorbehalte der Gemeindeauf

         sichtsbehörde auf Grund der Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung 1973 blei-

         ben unberührt.

12. Kündigung, Ausscheiden des Komplementärs, Auseinandersetzung

12.1. Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft zum Ende eines jeden Geschäftsjahres 

         unter Einhaltung einer 6-monatigen Kündigungsfrist kündigen (ordentliche Kündi-

         gung).

12.2. Im Fall der Kündigung durch den Komplementär wird die Gesellschaft nicht aufge-

         löst. Vielmehr hat die Kommanditistin das Recht, einen Rechtsnachfolger des 

         Komplementärs namhaft zu machen und ist der Komplementär verpflichtet, seinen 

         Gesellschaftsanteil unverzüglich an diesen Rechtsnachfolger zu übertragen bzw. 

         einer Aufnahme des neuen Komplementärs in die Gesellschaft zuzustimmen. Dies 

         gilt sinngemäß auch bei Vorliegen anderer Auflösungsgründe, die den Komple-

         mentär betreffen, insbesondere im Falle einer Auflösung des Komplementärs oder 

         im Falle der Eröffnung des Konkurses über das Vermögen des Komplementärs.      

         Gleiches gilt ferner im Falle der Kündigung durch die Kommanditistin, wenn die

         Kommanditistin anstelle der Auflösung die Fortsetzung der Gesellschaft verlangt.

12.3. Der Komplementär ist als reiner Arbeitsgesellschafter nicht am Vermögen und Er-

         trag der Gesellschaft, insbesondere auch nicht am Good Will (Unternehmenswert) 

         und an den stillen Reserven der Gesellschaft beteiligt.

          Im Fall des Ausscheidens des Komplementärs oder der Auflösung der Gesell-

          schaft, aus welchem Grund auch immer, steht ihm ein Anspruch auf

          ein Auseinandersetzungsguthaben nicht zu.

12.4. Die ausscheidende Kommanditistin hat Anspruch auf Abfindung für ihren Gesell-

         schaftsanteil. Die Abfindung erfolgt nach dem Stand der Gesellschafterkonten un-

         ter Berücksichtigung des Firmenwertes und der stillen Reserven. Die ausschei-

         dende Kommanditistin nimmt überdies am Ergebnis der schwebenden Geschäfte 

         noch teil. Die Abfindung ist von der Gesellschaft in vier Halbjahresraten, begin-

         nend sechs Monate nach dem Ausscheidensstichtag (Kündigungstermin), zu 

         leisten.
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12.5. Die vorstehenden Abfindungsregelungen gelten für die Kommanditistin auch dann, 

         wenn sie aus anderen Gründen als durch Kündigung aus der Gesellschaft aus​-

         scheidet. Das gilt insbesondere für das Ausscheiden der Kommanditistin aus wich-

         tigen Gründen.

12.6. Die ausscheidende Kommanditistin ist von der Gesellschaft und der Komplemen-

         tärin für alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft schad- und klaglos zu halten. Ein 

         Anspruch auf Befreiung von der Haftung für Gesellschaftsverbindlichkeiten besteht 

         allerdings nicht.

13. Liquidation

Die Liquidation obliegt, falls die Gesellschafterversammlung nichts anderes beschließt, der Kommanditistin allein.

14. Rechtsgeschäftliche Verfügungen über Kommanditanteile

Rechtsgeschäftliche Verfügungen über Kommanditanteile sind nur mit Zustimmung aller Gesellschafter zulässig.

15. Änderungen des Gesellschaftsvertrages

Änderungen des Gesellschaftsvertrages bedürfen der Zustimmung aller

Gesellschafter und sind – soweit gesetzlich vorgesehen – der

Gemeindeaufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen.

16. Schriftformvorbehalt

Änderungen des Gesellschaftsvertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der

Schriftform, dies gilt auch für das Abgehen vom Schriftformerfordernis.

17. Kosten und Gebühren

Die mit der Errichtung dieses Vertrages und der Eintragung der Gesellschaft

verbundenen Kosten und Abgaben trägt die Gesellschaft.

Hiezu wird festgestellt, dass in dieser Angelegenheit gemäß Artikel 34 Budgetbegleitgesetz 2001 keine Stempel- und Rechtsgebühren sowie auch keine Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren anfallen. 

18. Gesetzliche Bestimmungen, Salvatorische Klausel

18.1. Soweit dieser Gesellschaftsvertrag keine rechtswirksame abweichende Regelung 

         enthält, sind die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere das Un-

         ternehmensgesetzbuch anzuwenden.

18.2. Sollte eine der Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages nicht rechtswirksam 

         sein oder ungültig werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmun-

         gen nicht berührt. Die Gesellschafter verpflichten sich, anstelle der nicht rechts-

         wirksamen Bestimmungen unverzüglich solche zu beschließen, die dem Zweck 

         der unwirksamen Bestimmungen am nächsten kommen. Die gilt auch dann, wenn 

         die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer Bestimmung auf einem in die-

         sem Vertrag normierten Maß der Leistung oder Zeit beruht. Es tritt in solchen Fäl-

         len ein dem Gewollten möglichst nahekommendes rechtlich zulässiges Maß der

         Leistung oder Zeit anstelle des Vereinbarten.

19. Aufsichtsbehördliche Genehmigung

Dieser Vertrag bedarf der aufsichtsbehördlichen Genehmigung gemäß NÖ Gemeinde-ordnung 1973 und ist bis zum Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Genehmigung aufschiebend bedingt.

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt. 
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3a) Der Bürgermeister beantragt zu beschließen:

Die Gemeinde St. Oswald ist bücherliche Alleineigentümerin der Liegenschaft Einlagezahl 209 Grundbuch 14234 St. Oswald

Grundstück 270/2 Baufl.(Gebäude) 
 1208 m²


                             Baufl.(befestigt) 
 12 m²

                             Baufl.(begrünt) 
 2883 m²


                             Garten (Erholungsfläche) 
 1451 m²


                             Sankt Oswald 68 ---------------------------------------------------------


Gesamtfläche 
 5554 m²

welche Liegenschaft grundbücherlich frei von Belastungen und Beschränkungen ist. 

Die Gemeinde St. Oswald hat das vorgenannte Grundstück auf Grund des Teilungsplanes des Dipl.-Ing. Erich Heindl, 3340 Waidhofen an der Ybbs, vom 29.01.2010, Geschäftszahl 8379, untergeteilt in das weiterhin bestehende Grundstück 270/2 Baufl.(Gebäude), Baufl.(begrünt) und Garten (Erholungsfläche) im Ausmaß von 2654 m² (zweitausendsechshundertvierundfünfzig Quadratmeter) und in das neue Grundstück 270/5 Baufl. (Gebäude), Baufl.(befestigt) und Baufl.(begrünt), mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68, im Ausmaß von 2900 m² (zweitausendneunhundert Quadratmeter). 

Die Einbringung des auf Grund der vorgenannten Grundstücksteilung neu entstandenen
Grundstück 270/5 Baufl.(Gebäude) 
 1027 m²


                             Baufl.(befestigt) 
 12 m²

                             Baufl.(begrünt) 
 1861 m²


                             mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68 ------------------

Gesamtfläche 
 2900 m²

für welches im Grundbuch 14234 St. Oswald eine neue Einlage eröffnet werden wird, laut beiliegendem Sacheinlagevertrag.

Der Verkehrswert des Grundstückes Nummer 270/5 ergibt sich aus dem im Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen Kommerzialrat Professor Gerhard Stabentheiner ermittelten Verkehrswert dieser Liegenschaft in der Höhe von gerundet EUR 608.000,--  (Euro sechshundertachttausend).
Vom Verkehrswert entfallen:
· auf den Bauwert des Gebäudes EUR 501.400,-- (Euro fünfhunderteintausendvierhundert), 

· auf den Bodenwert EUR 52.200,-- (Euro zweiundfünfzigtausendzweihundert) und
· auf den Wert der Außenanlagen EUR 54.400,-- (Euro vierundfünfzigtausendvierhundert).

3b) Die Gemeinde St. Oswald überträgt die Aufgabe der „Immobilienbewirtschaftung und Immobilienverwaltung“ für das im Punkt 3. genannte Grundstück Nummer 270/5 und Gebäude an die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG insbesondere die Sanierung des Volksschulgebäudes.
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Zur Abwicklung des Projekts Sanierung des Volksschulgebäudes wird die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG ein Darlehen in Höhe von € 1.000.000,00  aufnehmen. Die Gemeinde St. Oswald übernimmt die Haftung für die ordnungsgemäße Rückführung dieses Darlehens.
3c.Die Gemeinde St. Oswald mietet das im Punkt 3. genannte Grundstück Nummer 270/5 samt Gebäude der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG zu der im beiliegenden Mietvertrag angeführten Miete.
3d.Zuschüsse des Landes Niederösterreich an die Gemeinde St. Oswald für die Sanierung des Volksschulgebäudes werden an die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG als Gesellschafterzuschuss weitergegeben.

3e. Die Gemeinde St. Oswald bringt zweckgebunden für die Sanierung des Volksschulgebäudes 

€ 30.000,00 als Gesellschafterzuschuss ein.

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt.

3f). Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Mietvertrag zwischen der Gemeinde St. Oswald und den Infrastrukturverein bewilligen.
MIETVERTRAG

welcher zwischen ----------


1. der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG, registriert zu FN _____ des Landes- als Handelsgerichtes St. Pölten, vertreten durch die gefertigte Repräsentanz,  als Vermieterin, und 


2. der Gemeinde St. Oswald, vertreten durch die gefertigte Repräsentanz, als Mieterin, abgeschlossen wird, wie folgt: ----------------------------------------------------------------

Erstens: Die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG ist Alleineigentümerin des Grundstückes Nummer 270/5 Baufl.(Gebäude), Baufl.(befestigt) und Baufl.(begrünt), mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68, vorgetragen in der Einlagezahl ???? des Grundbuches der Katastralgemeinde 14234 St. Oswald im Ausmaß von 2.900 m² samt dem darauf errichteten Gebäude. -----------------------------------------Auf diesem Grundstück saniert die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG das Volksschulgebäude.----------------------------------------------------------------------

Zweitens: Die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG – in der Folge Vermieterin genannt – vermietet und übergibt an die Gemeinde St. Oswald – in der Folge Mieterin genannt – und diese mietet und übernimmt von der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG das in vorstehendem Absatz bezeichnete Grundstück sowie das auf diesem Grundstück zu sanierende Volksschulgebäude. --------------Eine Untervermietung durch die Mieterin ist erlaubt. --------------------------------------
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Drittens: Das Mietverhältnis beginnt mit dem auf den außerbücherlichen Eigentumserwerb der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG folgenden Monatsersten und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. ---------------------------------------

Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer zwölfmonatigen Kündigungsfrist jeweils zum Ende eines Kalendermonates aufgekündigt werden.


Viertens: Der beiderseits vereinbarte Mietzins beträgt jährlich

a) 1,5% des gesamten Einheitswertes der übertragenen Liegenschaft,

b) ab dem auf die Fertigstellung der Sanierung des Volksschulgebäudes folgenden Monatsersten zusätzlich 1,5 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten des Volksschulgebäudes einschließlich aktivierungspflichtiger Aufwendungen und Kosten von Großreparaturen

zuzüglich der Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe und ist beginnend mit dem Mietverhältnis, jeweils am Monatsersten mit einem Respiro von fünf Tagen von der Mieterin an die Vermieterin durch Überweisung auf ein von dieser namhaft zu machendes Konto zu bezahlen.------------------------------------------------------------------

Neben dem vorgenannten Mietzins hat die Mieterin auch alle für den Mietgegenstand zur Vorschreibung gelangenden Zahlungen, insbesondere sämtliche Betriebskosten, wie beispielsweise Wasser- und Kanalgebühren, sowie sämtliche Kosten für Strom, Gas, Telefon, Grundsteuer, Gebäudeversicherung und alle Zahlungen, die der Vermieterin für Handlungen der Mieterin vorgeschrieben werden, allein zu leisten beziehungsweise der Vermieterin zu ersetzen und diese hinsichtlich dieser Forderungen vollkommen klag- und schadlos zu halten. 


Fünftens: Zur Vermeidung unbegründeter Vor- und Nachteile, die den Vertragspar​teien infolge Veränderung der Kaufkraft des Euros erwachsen könnten, wird die Wertsicherung des vorstehenden Mietzinses nach dem vom Österreichischen Statisti​schen Zentralamt verlautbarten Index der Verbraucherpreise 2005 = 100 vereinbart. 


Der jährlich zu zahlende Mietzins erhöht oder vermindert sich demnach in dem  Maße, in dem sich der als Basis heranzuziehende Index des Mietbeginnmonates zum Index des jeweiligen Zahlungszeitpunktes verändert. 


Schwankungen der Indexzahl nach oben unter unten bis einschließlich fünf Prozent bleiben unberücksichtigt, jedoch wird bei Überschreiten die gesamte Veränderung berücksichtigt. Die neue Indexzahl bildet jeweils die neue Ausgangsgrundlage für die Errechnung der Über- bzw. Unterschreitungen. -----------------------------------------------

Sollte die Verlautbarung dieses Verbraucherpreisindexes 2005 = 100 unterbleiben und auch kein entsprechender Ersatzindex verlautbart werden, ist eine etwa eingetretene Werterhöhung oder Wertminderung nach denselben oder ähnlichen Grundsätzen wie sie vom Österreichischen Statistischen Zentralamt für die Berechnung des zuletzt verlautbarten Verbraucherpreisindexes 2005 angewendet wurden, durch die Vertragsparteien – unter allfälliger Beiziehung von Sachverständigen – einvernehmlich und mangels Einverständnisses auf die genannte Weise richterlich festzustellen. 


Sechstens: Die Vermieterin haftet dafür, dass das Mietobjekt in ihrem Eigentum steht und nicht mit Rechten Dritter belastet ist, welche die Mietrechte der Mieterin berühren oder beeinträchtigen. Für eine bestimmte Eignung, Verwendung oder Beschaffenheit des Mietgegenstandes wird seitens der Vermieterin keine Gewähr geleistet. 
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Siebentens: Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt während der gesamten Dauer des Mietverhältnisses: 


1) auf ihre Kosten in gutem Zustand zu erhalten und nach Beendigung des Mietverhältnisses unter Berücksichtigung einer ordnungsgemäßen Abnützung in gutem Zustand zurückzustellen und in Erfüllung ihrer Instandhaltungspflicht alle im Inneren des gemieteten Hauses anfallenden Reparaturen durchzuführen, und 


2) bei etwaigen Schäden am Mietobjekt durch elementare Einwirkungen sofort die Vermieterin zu verständigen und die zur Sicherung des Mietobjektes erforderlichen Maßnahmen sofort zu ergreifen.


Achtens: Veränderungen am Mietobjekt darf die Mieterin nur im Einvernehmen mit der Vermieterin vornehmen. 


Alle diese Veränderungen gehen bei Beendigung des Mietverhältnisses, falls die Mieterin nicht den früheren Zustand auf ihre Kosten herstellt, oder eine Sonderver-einbarung getroffen wurde, entschädigungslos ins Eigentum der Vermieterin über. 


Bei Beendigung beziehungsweise Auflösung des Mietverhältnisses hat die Mieterin das gesamte Mietobjekt innerhalb von vier Wochen zurückzustellen. 


Die Mieterin erklärt, aus zeitweiligen Störungen oder Absperrungen der Strom-, Gas- oder Wasserversorgung keine Ansprüche, insbesondere auf Minderung des Mietzinses oder Schadenersatz gegen die Vermieterin geltend zu machen. -----------------------------

Neuntens: Die von der Mieterin zu leistenden Zahlungen dürfen weder zurückbehalten noch durch Aufrechnung ganz oder teilweise getilgt werden, ausgenommen etwaige Forderungen, die von der Vermieterin der Mieterin gegenüber schriftlich anerkannt  worden sind. 


Zehntens: Etwaige Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 


Elftens: Die Kosten der Errichtung dieses Vertrages und die hievon zu entrichtenden staatlichen Abgaben trägt – unbeschadet der gesetzlichen Solidarhaftung sämtli​cher Ver​tragsparteien – im Innenverhältnis die Mieterin.


Zwölftens: Für den gegenständlichen Rechtsvorgang wird die Abgabenfreiheit gemäß Artikel 34 des Budgetbegleitgesetzes 2001 BGBl I Nr. 142/2000 in Anspruch genommen. 


Dreizehntens: Der Mietvertrag wird nur in einem Original ausgefertigt, welches für die Vermieterin bestimmt ist. Die Mieterin erhält hievon eine beglaubigte Fotokopie und ist berechtigt, jederzeit in die Originalurkunde Einsicht zu nehmen. 


Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt. 

3g.) Der Bgm. stellt den Antrag nachstehenden Sacheinlagevertrag zu bewilligen:
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------------------------------------------------ Sacheinlagevertrag --------------------------------------------Erstens: An der Firma Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG sind der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald als persönlich haftender Gesellschafter und die Gemeinde St. Oswald als Kommanditistin mit einer Haftsumme von EUR 1.000,-- (Euro eintausend) beteiligt. -------------------------------------------------------------------------------------------------
Zweitens: Die Gemeinde St. Oswald ist bücherliche Alleineigentümerin der Liegenschaft ----


Einlagezahl 209 Grundbuch 14234 St. Oswald --------------------------------------------------


Grundstück 270/2 Baufl.(Gebäude) 
 1208 m²


                             Baufl.(befestigt) 
 12 m²

                                         Baufl.(begrünt) 
 2883 m²


                             Garten (Erholungsfläche) 
 1451 m²


                             Sankt Oswald 68 ----------------------------------------------------------------


Gesamtfläche 
 5554 m²

welche Liegenschaft grundbücherlich frei von Belastungen und Beschränkungen ist. ----------


Die Gemeinde St. Oswald hat das vorgenannte Grundstück auf Grund des Teilungsplanes des Dipl.-Ing. Erich Heindl, 3340 Waidhofen an der Ybbs, vom 29.01.2010, Geschäftszahl 8379, untergeteilt in das weiterhin bestehende Grundstück 270/2 Baufl.(Ge​bäude), Baufl.(begrünt) und Garten (Erholungsfläche) im Ausmaß von 2654 m² (zweitausendsechshundertvierundfünfzig Quadratmeter) und in das neue Grundstück 270/5 Baufl. (Ge​bäude), Baufl.(befestigt) und Baufl.(begrünt), mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68, im Ausmaß von 2900 m² (zweitausendneunhundert Quadratmeter). ---------------------------


Gegenstand dieses Sacheinlagevertrages ist das auf Grund der vorgenannten Grundstücksteilung neu entstandene ------------------------------------------------------------------------


Grundstück 270/5 Baufl.(Gebäude) 
 1027 m²


                             Baufl.(befestigt) 
 12 m²

                                         Baufl.(begrünt) 
 1861 m²


                             mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68 --------------------------


Gesamtfläche 
 2900 m²

für welches im Grundbuch 14234 St. Oswald eine neue Einlage eröffnet werden wird. ---------

Drittens: Die Gemeinde St. Oswald bringt als Einlage auf ihr bei der unter Punkt „Erstens“ angeführten Personengesellschaft bestehendes variables Kapitalkonto das im Punkt „Zweitens“ näher angeführte Grundstück samt dem darauf errichteten Gebäude ein. Der Gutschriftsbetrag ergibt sich aus dem im Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen Kommerzialrat Professor Gerhard Stabentheiner ermittelten Verkehrswert dieser Liegenschaft in der Höhe von gerundet EUR 608.000,--  (Euro sechshundertachttausend). ------


Vom Verkehrswert entfallen: --------------------------------------------------------------------------

·  auf den Bauwert des Gebäudes EUR 501.400,-- (Euro fünfhunderteintausendvierhundert), ------------------------------------------------------------------------------------------------
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·  auf den Bodenwert EUR 52.200,-- (Euro zweiundfünfzigtausendzweihundert) und ----

·  auf den Wert der Außenanlagen EUR 54.400,-- (Euro vierundfünfzigtausendvierhundert). -------------------------------------------------------------------------------------------------

Viertens: Demgemäß überträgt und übergibt hiemit die Gemeinde St. Oswald an die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG und diese übernimmt hiemit mit diesem Einlagevertrag die im Punkt „Zweitens“ angeführte Liegenschaft in ihr Alleineigentum bei gleichzeitiger Gutschrift dieser Sacheinlage auf dem variablen Kapitalkonto der Kommanditistin mit dem im Vorabsatz erwähnten Verkehrswert.  --------------------------------------------------

Fünftens: Die Übergabe und Übernahme des vertragsgegenständlichen Grundstückes in den tatsächlichen Besitz und Genuss der Firma Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG erfolgt vorbehaltlich der aufsichtsbehördlichen Genehmigung mit dem auf dem der Firmenbucheintragung der Infrastruktur​verein der Gemeinde ​St. Oswald & Co KG folgenden Monatsersten, sodass auch Stichtag des Überganges von Gefahr und Lasten einerseits sowie Nutzungen und Vorteilen andererseits dieser Tag ist. -----------------------------

Sechstens: Die Gemeinde St. Oswald haftet weder für ein bestimmtes Ausmaß noch für eine besondere Beschaffenheit oder eine besondere Eigenschaft des Vertragsobjektes, wohl aber dafür, dass dieses vollkommen satz- und lastenfrei und auch frei von Bestandrechten und sonstigen ent​geltlichen oder unentgeltlichen Nutzungsrechten Dritter in das Eigentum der Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG übergeht. -------------------------------


Die Gemeinde St. Oswald haftet jedoch dafür, dass in Ansehung des Vertragsobjektes keine behördlichen, insbesondere keine gerichtlichen Verfahren anhängig sind. ------------


Die Vertragsteile sind in Kenntnis der gesetzlichen Haftungsbestimmungen für liegenschaftsbezogene Abgaben und es erklärt die Gemeinde St. Oswald ausdrücklich, dass

bezüglich des Vertragsobjektes kein Rückstand an liegenschaftsbezogenen Abgaben besteht. -----------------------------------------------------------------------------------------------------------------


Die Parteien wurden vom Vertragsverfasser auf die Haftungsfolgen nach dem Abfallwirtschaftsgesetz aufmerksam gemacht. ----------------------------------------------------------------

Siebentens: Die mit der Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages

verbundenen Kosten, allfälligen Steuern und Gebühren hat die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG zu tragen. ---------------------------------------------------------------------

Achtens: Die Vertragsparteien erklären im Hinblick auf das Rechtsmittel wegen Verkürzung über die Hälfte des wahren Wertes, dass ihnen nach den gegebenen Verhältnissen der tatsächliche Wert des Objektes bekannt ist und sie mit diesem Wertverhältnis von Leistung und

Gegenleistung einverstanden sind. ---------------------------------------------------------------------------


Sie verzichten daher ausdrücklich und unwiderruflich darauf, diesen Vertrag aus dem Rechtstitel des Irrtums, der Gewährleistung oder aus sonstigem Rechtstitel zu widerrufen oder anzufechten, soweit dies gesetzlich zulässig wäre. ------------------------------------------------
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Neuntens: Die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG erklärt durch ihre Vertreter an Eides statt, dass an ihr keine ausländischen Staatsbürger und auch keine juristische Personen beteiligt sind, die ihren Sitz und Ort der Leitung im Ausland haben. Dieser Vertrag bedarf daher keiner Genehmigung durch die Niederösterreichische Ausländergrundverkehrskommission. ---------------------------------------------------------------------------------------------


Die Rechtswirksamkeit dieses Vertrages ist jedoch von der Genehmigung durch die

Niederösterreichische Landesregierung aufschiebend bedingt. ---------------------------------------

Zehntens: Die Vertragsteile erteilen ihre ausdrückliche Einwilligung, dass ob einer für das im Punkt „Zweitens“ näher bezeichnete Grundstück 270/5 Baufl.(Gebäude), Baufl.(befestigt) und Baufl.(begrünt), mit der Grundstücksadresse Sankt Oswald 68, neu zu eröffnenden Einlage im Grundbuch 14234 St. Oswald das Eigentumsrecht für die Infrastrukturverein der Gemeinde St. Oswald & Co KG zur Gänze im Grundbuch einverleibt wird. ------------------------

Elftens: Alle in diesem Vertrage enthaltenen Rechte und Pflichten gelten bei jedem Vertrags​teil für mehrere zur ungeteilten Hand und ebenso für die Erben und Rechtsnachfolger. 

Zwölftens: Sämtliche Erschienenen nehmen zustimmend zur Kenntnis, dass die mit der Errichtung und Durchführung dieser Urkunde verbundenen Daten automationsunterstützt verarbeitet in das notarielle Urkundenarchiv eingespeichert werden und die Bundesministerien für Justiz und Finanz sowie das zuständige Gericht in diese Urkunden Einsicht nehmen können. --------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Dreizehntens: Festgestellt wird, dass gemäß Artikel 34 (vierunddreißig) Budgetbegleitgesetz 2001 (zweitausendeins) - steuerliche Sonderregelungen für die Ausgliederung von Aufgaben der Körperschaften öffentlichen Rechts – die Einbringung des in diesem Vertrage enthaltenen vertragsgegenständlichen Grundstückes als Sacheinlage von der Grunderwerbsteuer befreit ist, und überdies in diesem Zusammenhang keine Stempel- und Rechtsgebühren sowie auch keine Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren anfallen. -----------------

Vierzehntens: Der Inhalt dieses Vertrages wurde in der Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde St. Oswald vom 5. (fünften) März 2010 (zweitausendzehn) genehmigt. --------------

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig bewilligt. 
4.)  Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Fam. Hilber Christian, Alpenblickstraße 10, 

      einen Gemeindebeitrag für die Solaranlage in der Höhe von € 150,-- bewilligen:

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

5.)  Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Fam. Gebetsberger Karl, Loseneggeramt 30, 

      einen Gemeindebeitrag für die Solaranlage in der Höhe von € 150,-- bewilligen:

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig beschlossen.

6.) Der Obmann des Prüfungsausschusses, Herr Palmanshofer Gerhard, bringt den Gemeinderat den 
     Bericht der Gebarugnsprüfung durch den Prüfungsausschuss vom 03.03.2010 zur Kenntnis. 
7.) Der vom Bgm. erstellte Entwurf des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr 2009 ist in der     

     Zeit vom 18.02. – 05.03.2010 am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht aufgelegen. Die 

     Auflegung wurde ortsüblich kundgemacht. Schriftliche Einwendungen wurde keine eingebracht.

     Der Bgm. stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss für das 

     Haushaltsjahr 2009 beschließen.

     Der Antrag wurde einstimmig bewilligt. 
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8.) Der Bgm. berichtet, dass zur Sanierung des Volksschulgebäudes von den Hydro Ingenieuren, Grubmüller 
     Haberl und Baum. Weidenhöfer Franz Kostenschätzungen eingeholt wurden.
     Nach Absprache mit Herrn Kienast des Amtes der NÖ Landesregierung wird an den Best- u. Billigstbieter 
     Herrn Weidenhöfer der Auftrag für die Einreichplanung, Ausschreibung und Vergabe, Örtliche Bauaufsicht      

     zum Fixpreis von € 99.750,00 und 20 % UST lt. Anbot vom 05.03.2010 übertagen.
     Beschluss: Einstimmig

9.) Der Bgm. verließt das Ansuchen der Sportunion, Sektion Stockschützen vom 29.01.2010.

     Die Gemeinderatsfraktionen der ÖVP und SPÖ beschließen einstimmig, einen Antrag um höchstmögliche   

     Förderungsittel bei der NÖ Dorferneuerung zu stellen.

10.) Der Antrag um eine PC-Ausstattung für die Volksschule wird einstimmig zurückgestellt. 
       Im Zuge der Volksschulsanierung soll darüber entschieden werden.

Der Bürgermeister:




Der Schriftführer

Ignaz Leonhartsberger 




Johann Wimmer

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 

genehmigt.

